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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. April 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsaussdmsses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 364. Sitzung am 2. April 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 31. März 
1971 verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuer- 
gesetzes 1964 und zur Änderung des Gesetzes 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
1964 vom 24. Äpril 1967 

— Drucksachen VI/1879, VI/1988 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Arti- 
kel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Koschnlck 


An den Herrn Bonn, den 2. April 1971 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 1. April 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Kosdhnick 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
und zur Änderung des Gesetzes zur Änderung des Mineralöl- 
steuergesetzes 1964 vom 24. April 1967 


§ 1 Nr. 2 und 3 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 2 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. für 100 kg 

a) Petrolkoks der Nummer 27.14 - B 

des Zolltarifs 1,50 DM 

b) andere Mineralöle nadi § 1 

Abs. 2 Nr. 7 

vom 1. Mai 1971 bis 30. April 

1972 1.75 DM 

vom 1. Mai 1972 bis 31. Dezem- 
ber 1974 1,00 DM". 


3. § 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „bis zum 30, April 1971" wird 
gestrichen. 

b) Die Nummern 1 und 2 erhalten die folgende 
Fassung: 

„1. Gasöle und die ihnen im 
Siedeverhalten entsprechen- 
den Mineralöle aus der Num- 
mer 27.07 -G des Zolltarifs bis 
zum 31. Dezember 1974 zum 


Steuersatz von 1,00 DM 

2. alle anderen 

vom 1. Mai 1971 bis 30. April 

1972 zum Steuersatz von ... 1,75 DM 

vom 1. Mai 1972 bis 31, De- 
zember 1974 zum Steuersatz 
von 1,00 DM". 


c) Die Angabe „1. Mai 1971" wird ersetzt durch 
„1. Januar 1975".' 

Begründung 

Der Beschluß des Bundestages wird der Forderung 

des Bundesrates nicht gerecht, 

1. repressive Maßnahmen der Energiepolitik nur 
so lange aufrechtzuerhalten, als dies zum Schutz 
der Steinkohle unerläßlich ist, 

2. die Heizölbesteuerung dem mutmaßlichen zu- 
künftigen Mittelaufwand für bereits laufende 
und von der Bundesregierung etwa noch beab- 


sichtigte energiepolitische Maßnahmen anzupas- 
sen, 

3. durch frühzeitige Herabsetzung des gegenüber 
dem Ausland erhöhten Steuersatzes für schwe- 
res Heizöl die Wettbewerbssituation der deut- 

, sehen Wirtschaft zu verbessern, 

4. durch sinkende Steuerbelastung bei schwerem 
Heizöl der aus der absehbaren Rohölverteue- 
rung folgenden Preiserhöhungstendenz bei den 
Mineralölprodukten entgegenzuwirken sowie 

5. durch entsprechende Bemessung der Degres- 
sionsstufen der Steuer für schweres Heizöl sich 
dem künftigen Steuerniveau in der Gemeinschaft 
baldmöglich anzupassen. 

Die Situation der deutschen Steinkohle macht es 
derzeit nicht mehr erforderlich, die Heizölbesteue- 
rung als repressive Maßnahme gegenüber dem Heiz- 
öl aufrechterzuerhalten. Die Bundesregierung hat 
dies mit der Aufhebung der Selbstbeschränkung 
beim Heizölabsatz anerkannt. Die Mengen- und 
Preissituation auf dem Energiemarkt in Verbindung 
mit den bereits laufenden Maßnahmen zur Absatz- 
stützung bei der Steinkohle lassen in den nächsten 
Jahren einen der Kohleförderung entsprechenden 
Kohleabsatz erwarten. 

Das nach dem Beschluß des Bundestages zu erwar- 
tende Steueraufkommen würde nach den vorhande- 
nen Prognosen erheblich über dem mutmaßlichen 
Mittelbedarf liegen, selbst wenn man auch die nur 
aus Absichtserklärungen der Bundesregierung be- 
kanntgewordenen Maßnahmen einbezieht (Kohle- 
verstromung, Kokskohlestützung, Tankerbau, Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Ene rgie Struktur) ; 
rechnet man nur diejenigen Maßnahmen, für die be- 
reits Ausgaben veranschlagt sind, so würden die 
Einnahmenüberschüsse jährlich rd. 300 bis 400 Mil- 
lionen DM betragen. Dies wird in besonderem Maße 
für 1971 gelten, so daß jedenfalls die sofortige Her- 
absetzung der Steuer für schweres Heizöl angemes- 
sen ist. 

Die Verbraucherpreise für schweres Heizöl sind im 
Bundesgebiet in den letzten zwei Jahren sehr er- 
heblich — nämlich über 40 vom Hundert — ange- 
stiegen; sie belasten die Kalkulationen der energie- 
intensiven Wirtschaft schwer. Eine rasche und deut- 
liche Senkung der Heizölsteuer wird nicht nur bei- 
tragen, diese bereits jetzt bestehende Belastung ab- 
zubauen, sie wird auch die Lasten mildern helfen, 
die nach den Ankündigungen der Mineralölwirt- 
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sdiaft aus der Rohölverteuerung auf die Verbrau- 
cher noch zukommen werden. Schließlich wird damit 
in der Bundesrepublik ein Schritt getan, das für die 
Gemeinschaft in Aussicht genommene harmonisierte 
Niveau der Steuer für schweres Heizöl rascher zu 
erreichen? da der vorgesehene Richtlinienvorschlag 
der Kommission nur Höchstsätze vorsieht, besteht 
kein rechtliches Hindernis, dieses Niveau rascher 
anzustreben als im Richtlinienvor schlag vorgeschrie- 
ben. 
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